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Marktgemeinde Eberstein – Überarbeitung FLÄWI 
 
 

 
Erläuterung und Begründung für die Festlegung der Aufschließungsgebiete 

Aufschließungsgebietsverordnung 2021 

 
 

Im Zuge der generellen Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes wurden die 

bestehenden Festlegungen von Aufschließungsgebieten (A-Gebiete) und die 

Festlegung neuer A-Gebiete entsprechend den Vorgaben des K-GplG 1995 geprüft. 

Damit ergeben sich zwei inhaltlich getrennte Blöcke von Aufschließungsgebieten. 

 

1. Aufschließungsgebiete, welche in den Rechtsbestand übernommen werden. Dabei 

handelt es sich um die A-Gebiete A01/2021 bis A02/2021. 

 

2. Aufschließungsgebiete, die aufgrund mangelnder Baulandeignung resultierend 

aus aktuellen Gefahrenzonenplänen der Wasserwirtschaft bzw. der WLV festgelegt 

werden. Dabei handelt es sich um die A-Gebiete A03/2021 bis A09/2021. 

 

 

Basis der Flächenermittlung für die einzelnen A-Gebietsflächen ist das 

Flächenausmaß gemäß Polygon DKM und nicht das Flächenausmaß gemäß 

Grundbuch (GDB). Damit stimmt das Flächenausmaß – auch dieses von Teilflächen 

- abgesehen von Rundungsfehlern, mit den digitalen Polygonen (dig. FLÄWI) 

überein. 

 

Die A-Gebiete aufgrund mangelnder Baulandeignung wurden so festgelegt, dass sie 

planlich, sofern keine Punktwidmungen gegeben sind, auch den Baubestand 

umfassen. Begründung: es ist keine aktuelle Vermessung des Gebäudebestandes 

vorhanden und der Flächenwidmungsplan wäre mit der punktuellen Ausnahme des 

Gebäudebestandes nicht lesbar (Sicherstellung Rechtssicherheit erforderlich). 

Sachlich/rechtlich ist der konkrete und konsensmäßige Baubestand von der A-

Gebietsfestlegung ausgenommen. Zudem ist mit der gegenständlichen Ausweisung 

keine Änderung der Nutzbarkeit der konsensmäßigen Bestandsobjekte verbunden. 

Bezüglich von Änderungen des Baubestandes wird auf § 14 Abs. 1 K-BO 1996 

verwiesen. 
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§ 4 

Aufschließungsgebiete 

(1) Innerhalb des Baulandes hat der Gemeinderat durch Verordnung jene Grundflächen als 
Aufschließungsgebiete festzulegen, für deren widmungsgemäße Verwendung unter Berücksichtigung 
der Bauflächenbilanz (§ 3 Abs. 2) und unter Bedachtnahme auf das örtliche Entwicklungskonzept 
(§ 2) wegen ausreichend vorhandener und verfügbarer Baulandreserven in siedlungspolitisch 
günstigeren Lagen kein allgemeiner unmittelbarer Bedarf besteht und deren widmungsgemäßer 
Verwendung sonstige öffentliche Rücksichten, insbesondere wegen ungünstiger natürlicher 
Verhältnisse (§ 3 Abs. 1 lit. a und lit. b) oder wegen ungenügender Erschließung (§ 3 Abs. 1 lit. c), 
entgegenstehen. § 1 Abs. 2 gilt für die Festlegung von Aufschließungsgebieten sinngemäß. 
  

 
 
 

 
Begründung 
 
 
1. Übernahme bestehender A-Gebiete  
 
Die A-Gebiete A01/2021 bis A02/2021 (Erstfestlegung A-Gebiet mit Rechtskraft 1998 

– neuer FLÄWI erfolgt) werden in den neuen Rechtsbestand übernommen, da die 

Voraussetzungen für die Festlegung eines A-Gebietes gemäß den Bestimmungen 

des K-GplG 1995 weiterhin gegeben sind und eine amtswegige Aufhebung/Freigabe 

im Zuge der Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes sachlich nicht rechtfertigbar 

ist.  

Die Übernahme erfolgt gemäß  § 4 K-GplG 1995, da für die widmungsgemäße 

Verwendung des gegenständlichen Baulandes, unter Berücksichtigung der negativen 

Bauflächenbilanz, unter Bedachtnahme auf die Zielsetzungen des ÖEK 2014, wegen 

ausreichend vorhandener Baulandreserven in siedlungspolitisch geeigneten Lagen 

kein allgemeiner unmittelbarer Bedarf besteht und deren widmungsgemäße 

Verwendung aufgrund ungenügender Erschließung (z.B. z.T. betreffend Verkehr, z.T. 

fehlende innerörtliche Erschließung, z.T. Kanalanschluss und Wasserversorgung) 

öffentliche Rücksichten entgegenstehen 
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2. Neufestlegung A-Gebiete wegen mangelnder Baulandeignung 

 

Die Festlegung der Aufschließungsgebiete A03/2021 bis A08/2021 erfolgt gemäß § 4 

K-GplG 1995, da insbesondere wegen ungünstiger natürlicher Verhältnisse - im 

gegenständlichen Fall die Lage innerhalb der HQ 100 nach Ausbau (absehbar 2024 

abgeschlossen) der Görtschitz – im Zuständigkeitsbereich der Wasserwirtschaft - 

öffentliche Rücksichten (Gefährdungsbereich, mangelnde/keine Baulandeignung) 

einer widmungsgemäßen Verwendung gegenüberstehen.  

Nach den erfolgten Hochwasserschutzmaßnahmen und den damit verbundenen 

geänderten Gefährdungsbereichen ist der Flächenwidmungsplan für die 

gegenständlichen Bereiche neuerlich zu überprüfen (Aufhebung der A-Gebiete bei 

Hochwasserfreistellung bzw. Rückwidmung bei einer Lage weiterhin im 

Gefährdungsbereich). 

 

Die Festlegung des Aufschließungsgebietes A09/2021 erfolgt gemäß § 4 K-GplG 

1995, da insbesondere wegen ungünstiger natürlicher Verhältnisse - im 

gegenständlichen Fall die Lage innerhalb der Roten Zone der WLV in einem 

„Innenhofbereich“ - öffentliche Rücksichten (Gefährdungsbereich, mangelnde/keine 

Baulandeignung) einer widmungsgemäßen Verwendung gegenüberstehen.  Eine 

Hochwasserfreistellung dieser 75 m² großen innerörtlichen Fläche binnen 10 Jahren 

ist eine realistische Annahme. 

 

Die Festlegung der gegenständlichen A-Gebiete erfolgt anstelle von 

Rückwidmungen. 

 

 


















